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Sltzungspfotokoll verweigert wird, weiß nicht, was für Zeu­
genaussagen gegen ihn gemacht wurden. Dieser Nachteil wird 
durch die Tatsache verstärkt, daß die für öffentliche Verfah­
ren erforderlichen Beweisregeln bei der Untersuchung durch 
die Grand Jury nicht eingehalten werden müssen (z. B. die 
Unzulässigkeit des Beweises vom Hörensagen, die Beweisaus­
schlußregel, das Zeugnisverweigerungsrecht). Da selten eine 
wörtliche Mitschrift der Aussagen vorgenommen wird und die 
Protokolle versiegelt sind, ist die richterliche Überprüfung- 
der Tätigkeit der Grand Jury begrenzt und läßt viel Spiel­
raum für den Mißbrauch dieser Institution.

Besorgt über den Mangel an juristischem Schutz fordern 
einige Kritiker für die Sitzungen der Grand Jury eine stär­
kere Einbeziehung der im ordentlichen Gerichtsverfahren 
garantierten Rechte. Die Veränderung in dieser Richtung ten­
diert jedoch dahin, die Verhandlungen vor der Grand Jury 
in ein Mini-Gerichtsverfahren umzuwandeln. Die Anwalts­
vereinigung der USA (American Bar Association) hat darum 
gekämpft, eine Liste mit Vorschlägen für juristische Refor­
men zu entwickeln, die die schlimmsten Möglichkeiten des 
Mißbrauchs einschränken, jedoch die weitere Nutzung der 
Institution zulassen würden.16 17 Im Jahre 1977 wurden z.'B. 
vier Gesetzesvorschläge, die eine Veränderung des 5. Zusatz­
artikels der Verfassung forderten, vor den Kongreß gebracht.1?

Radikaler sind die Vorschläge derjenigen, die die Abschaf­
fung der Grand Jury fordern. Der Nationale Beirat für Stan­
dards und Ziele der Strafrechtsprechung (National Advisory 
Commission on Criminal Justice Standards and Goals) vertrat 
in seiner 1973 veröffentlichten Analyse des Rechtssystems der 
USA entschieden die Meinung, daß die formelle Anklageerhe­
bung durch eine Grand Jury in keinem Strafverfahren erfor­
derlich sein sollte (Standard 4.4).

Zwei Faktoren haben die Abschaffung der Grand Jury in 
Einzelstaaten ermöglicht: Erstens ist diese Institution verfas­
sungsrechtlich für die Einzelstaaten nicht erforderlich, und 
zweitens gibt es an ihrer Stelle inzwischen schon andere Ver­
fahrensweisen. So ist es in vielen Einzelstaaten dem Staats­
anwalt gestattet, mittels einer Anklage (information) vorzu- 

. gehen, die sich auf seine Untersuchungen stützt und durch 
schriftliches Beweismaterial erhärtet wird. Eine andere Mög­
lichkeit ist die vorbereitende Verhandlung (preliminary 
hearing), in der die gegnerischen Parteien ihr Beweismaterial 
dem Richter vortragen, der danach entscheidet, ob die Sache 
in eine öffentliche Verhandlung übergeleitet werden sollte.

Erfahrungen in denjenigen Einzelstaaten, die die Grand 
Jury abgeschafft oder deren Rechtsprechung stark eingegrenzt 
haben, weisen nicht darauf hin, daß diese Maßnahme zu Ver­
letzungen von Verfassungsprinzipien geführt hat.18

N Verfassungsrechtliche Garantie des Geschworenenprozesses 
vor der Petit Jury-

Grundlegend anders als bei der Grand Jury ist die Situation - 
der Petit Jury. Faktisch gibt es in den USA keine Möglichkeit, 
die öffentliche Verhandlung vor Geschworenen zu beseitigen. 
Das Recht auf einen Prozeß vor Geschworenen ist in der Ver­
fassung fest verankert und genießt die Unterstützung weiter 
Kreise der Öffentlichkeit.19 Trotzdem ist die Anrufung der 
Petit Jury stark begrenzt durch die Tatsache, daß ein hoher 
Prozentsatz der Angeklagten sich für schuldig erklärt (guilty 
plea). Da es bei den Bundesgerichten und den Gerichten der 
Einzelstaaten keine vollständige Statistik über solche Erklä­
rungen der Angeklagten gibt, ist es nicht möglich, genaue 
Zahlen zu nennen; aber es gibt Hinweise darauf, daß sich bei 
annähernd 95 bis 97 Prozent der kleineren Straftaten und bed 
annähernd 91 bis 93 Prozent der schweren Straftaten der An­
geklagte für schuldig erklärt. Ob nun diese Erklärung aus 
einer Vereinbarung zwischen dem Staatsanwalt und dem An­
geklagten bzw. seinem Verteidiger resultiert (pleä bargain), 
um die Schwere der Anklage oder die Anzahl der Beschuldi­
gungen .zu mindern oder die Art der Strafe zu mildern, oder 
nicht — in jedem Fall ist diese Erklärung darauf gerichtet, ein 
Verfahren vor der Jury zu vermeiden.

Leider ist es gegenwärtig auch, nicht möglich zu sagen, wie 
viele der verbleibenden 5 bis 6 Prozent der Fälle zu einem Ge­
schworenenprozeß führen, aber mehr als 3 OOOmal im Jahr

werden Geschworenengremien zu Verhandlungen zusammen­
gerufen.20 Bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, in einem Strafver­
fahren Schuld oder Unschuld oder in einem Zivilprozeß die 
Verantwortlichkeit festzustellen, sind die Mitglieder der Petit 
Jury die einzigen, die eine Bewertung der Sachbeweise vor­
nehmen, und in Übereinstimmung mit der vom Richter vor­
genommenen Rechtsbelehrung müssen die Geschworenen das 
Recht auf die festgestellten Tatsachen anwenden.

Die Verfassung der USA enthält drei Bestimmungen, die 
das Recht auf einen Prozeß im Beisein von Geschworenen 
garantieren und dadurch das Prinzip der Teilnahme der 
Öffentlichkeit am Gerichtsverfahren widerspiegeln. In Art. 3 
Abschn. 2 Abs. 3 ist festgelegt: „Alle Verbrechen, mit Aus­
nahme der Anklage wegen Amtsmißbrauchs, werden vor 
einem Geschworenengericht verhandelt.“ Der 6. Zusatzarti­
kel garantiert dem Angeklagten das Recht auf eine „öffent­
liche Verhandlung vor unparteiischen Geschworenen des 
Staates und Bezirks, in dem das Verbrechen begangen wor­
den sein soll“. Dieser Artikel bezieht sich nur auf die Bun­
desgerichte, aber nach der Interpretation des 14. Zusatzar­
tikels21 durch das Oberste Gericht der USA soll dieses Recht 
ebenfalls in bezug auf die Einzelstaaten anwendbar sein. 
Im Jahre 1968 entschied dieses Gericht, daß der Geschwore­
nenprozeß von grundlegender Bedeutung für die amerika­
nische Rechtsauffassung hinsichtlich der Durchführung von 
Strafprozessen sei.22 Das Recht auf einen Geschworenenpro­
zeß in zivilrechtlichen Streitigkeiten wird durch den 7. Zu­
satzartikel geschützt.23 Ähnliche Bestimmungen über die 
Rechtsprechung in Zivil- und Strafsachen sind in den Ver­
fassungen der Einzelstaaten enthalten.

Trotz einer entschiedenen Bejahung des Prinzips des Ge­
schworenenprozesses ist die tatsächliche Bedeutung dieser 
Institution in den letzten Jahrzehnten stark zurückgegan- 

"gen. Diejenigen, die die Institution der Petit Jury schätzen, 
äußern Besorgnis über die zunehmende Begrenzung des ver­
fassungsmäßigen Rechts auf einen Prozeß vor Geschwore­
nen; insbesondere geht es dabei um den Verzicht auf diese 
Verfahrensform, um die Art der Verhandlung, die Art der 
Straftat, die Anzahl der Geschworenen und die Zulässigkeit 
von Mehrheitsverdikten.

Verzicht des Beschuldigten auf den Geschworenenprozeß

In Diskussionen über den Geschworenenprozeß wird oft die 
Frage aufgeworfen, ob der Beschuldigte das Recht hat, auf 
die Verhandlung im Beisein von Geschworenen zu verzichr 
ten. Obwohl er ein verfassungsmäßiges Recht darauf hat, 
wird er unter Umständen die Verhandlung vor dem Ein­
zelrichter vorziehen. Gründe dafür können sein, daß der 
Beschuldigte vorbestraft und seine Verteidigung juristisch 
schwierig ist, daß es vor dem Prozeß ein negatives Echo in 
der Öffentlichkeit gegeben hat' oder daß wegen der Art der 
zu verhandelnden Straftat Furcht vor einer ablehnenden 
Haltung der Geschworenen besteht

Obwohl viele Einzelstaaten den Verzicht auf den Ge­
schworenenprozeß zulassen, solange das Gericht die Auf­
fassung vertritt, der Beschuldigte verstünde, daß er verfas­
sungsmäßige Rechte aufgibt, ist in einigen dieser Staaten
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bei denen der Streitwert zwanzig Dollar übersteigt, bleibt das 
Recht der Verhandlung vor einem Geschworenengericht bestehen. 
Ein Tatbestand, über den ein Geschworenengericht entschieden 
hat, darf von einem anderen Gericht der vereinigten Staaten nur 
nach den Vorschriften des gemeinen Rechts nochmals untersucht 
werden.“


